
RECHT
DER UMWELT

www.manz.at/rdu

RdU

Schriftleitung + Redaktion Ferdinand Kerschner
RedaktionWilhelm Bergthaler, Eva Schulev-Steindl
StändigeMitarbeiter W. Berger,M. Bydlinski, D. Ennöckl, B.-C. Funk, D. Hinterwirth,

W. Hochreiter, P. Jabornegg, V. Madner, F. Oberleitner, B. Raschauer,
N. Raschauer, P. Sander, J. Stabentheiner, E. Wagner, R. Weiß April 2018 02

ISSN 1022-9442 Österreichische Post AG Info.Mail Entgelt bezahlt Retouren an Verlag Manz, Gutheil Schoder Gasse 17, 1230 Wien

45 – 88

Schwerpunkt Wasserrecht

Wasserkraftwerke, Flusseintiefungen
und nachträgliche Änderungen
rechtskräftiger Bewilligungen
Volker Mauerhofer und Gerhard Klasz £ 49

VwGH: Erweiterung der Ausnahme vom Verschlechterungsverbot
Chiara Rockenschaub £ 76

Leitsätze Schwerpunkt Wasserrecht £ 73

Beitrag

Das artenschutzrechtliche Tötungsverbot der Vogelschutzrichtlinie
iZm Windenergieanlagen Thomas Neger und Peter Stadlober £ 55

Aktuelles Umweltrecht

Besserer Vollzug des EU-Umweltrechts –Mitteilung der EK £ 65

Ökostrom-EinspeisetarifV 2018 £ 68

Umwelt & Technik

Haftung des gewerberechtlichen Geschäftsführers Dritten gegenüber
Erika Wagner £ U&T 26

Rechtsprechung

OGH bejaht Amtshaftung infolge fehlerhafter Baulandwidmung
im Gefährdungsgebiet Claudia Jandl £ 81

OGH verneint Haftung bei Wasserschäden durch
Fernwärmeübergabestation Claudia Jandl £ 86

Editorial:
Mehr Wasser-

recht!



Schnell und aktuell Daniel Ennöckl und Peter Sander

RdU 2018/34

A. Legistik

1. Datenschutz-Novelle AWG 2002
Die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) bereitet Juristen un-
terschiedlicher Fachgebiete derzeit zumindest Arbeit, wenn nicht
Kopfzerbrechen. Auch das AWG 2002 soll nun an die DSGVO
angepasst werden, ein entsprechender Novellierungsentwurf lag
bis zum 7. 3. 2018 zur Begutachtung auf. Die wesentlichsten Eck-
punkte kurz gefasst:
Ü Anpassungen von Begrifflichkeiten („Verarbeiten“ statt „Ver-

wenden“);
Ü weitestgehend unbeschränkte Berichtigungs- und Ergänzungs-

rechte für die Stammdaten im EDM (siehe den vorgeschlage-
nen § 22b Abs 4 AWG 2002);

Ü Anonymisierung und weitere Nutzung zur wissenschaftlichen
oder historischen Forschungszwecken sowie für statistische
Zwecke anstatt Löschung der Daten (§ 22b Abs 5 AWG 2002).

Die Nov soll gleichzeitig dazu verwendet werden, den BMLFUW
hinsichtlich der Begrifflichkeit durchgängig durch die BMNT zu
ersetzen.1)

B. Judikatur

1. Klimawandel als Schadenersatz-
anspruchsgrundlage?

Ein Blick über die Staatsgrenze offenbart ein nicht uninteressantes
Schadenersatzverfahren und einen nicht minder spannenden Be-
weisbeschluss des OLG Hamm (30. 11. 2017; I-5 U 15/17). Im
Rahmen eines Schadenersatzverfahrens gegen einen Kraftwerks-
betreiber wegen Geldersatz einer Eigentumswertminderung durch
Leistung eines Beitrags in Form eines Anteils an den globalen
Treibhausgasemissionen ließ das OLG eine Klage dem Grunde
nach zu. Auch der Betrieb der klagsgegenständlichen Kraftwerks-
anlagen aus Gründen der Daseinsvorsorge würde zu keinerlei Be-
denken hinsichtlich der Zulässigkeit der Klage führen. In dieser
Deutlichkeit neu im deutschsprachigen Raum sind die Ausführun-
gen des OLG Hamm, wonach der Mitverschuldensanteil am Kli-
mawandel (und der näher beschriebenen Verursachungskette)
mess- und berechenbar sein soll und bis zum Entscheidungstag
0,47% betrug, die der bekl Kraftwerksbetreiberin gemessen am ge-
samten relevanten CO2-Ausstoß weltweit zugerechnet werden
könnte.2)

2. Eisenbahnanlage nach § 364a ABGB zu beurteilen

Im Unterschied zum „Standardfall“ der gewerblichen Betriebsan-
lage, die die Unterscheidung von Ansprüchen nach den §§ 364
und 364 a ABGB absteckt, ist der Kreis der mit Parteienrechten
ausgestatteten Personen einerseits und andererseits der Umfang
der von ihnen geltend zu machenden subjektiv-öffentlichen
Rechte in einem Bewilligungsverfahren nach dem EisenbahnG we-
sentlich enger geschnitten. Der OGH hatte nun zu beurteilen, ob
eine Eisenbahnanlage unter diesen Prämissen ebenfalls als Anlage
iSd § 364a ABGB zu beurteilen ist (29. 11. 2017; 1 Ob 194/17m).
Er hat dies bejaht und ausgesprochen, dass es sich bei Eisenbahn-
anlagen um „gemeinwichtige Anlagen also bei gegenüber dem Nor-
malfall des § 364a ABGB (gewerbliche Betriebsanlage) erheblich ge-

steigert dem öffentlichen Interesse am Betrieb“ handelt. Wenn im
Bewilligungsverfahren auf die schutzwürdigen Interessen der
grundsätzlich betroffenen, aber nicht mit verfahrensrechtlicher
Parteistellung ausgestatteten Parteien Rücksicht genommen wird,
dann unterfällt auch eine solche Anlage dem Regime des § 364 a
ABGB.3)

3. Neues VwGH-Erkenntnis zur Aarhus-Konvention

Eine NGO stellte bereits im Jahr 2014 an den LH von Salzburg
einen Antrag auf Erlassung diverser Maßnahmen zur schnellst-
möglichen Einhaltung der Emissionsgrenzwerte für NO2. Wäh-
rend die Behörde die Antragslegitimation der NGO noch grund-
sätzlich anerkannte und wegen Unbegründetheit des Antrags ab-
wies, änderte das dagegen angerufene LVwG Salzburg diesen Be-
scheid in ein zurückweisendes Erk und begründete dies mit der
mangelnden Zulässigkeit der NGO. Mit diesem Sachverhalt hatte
sich nun der VwGH in seinem ersten Erk nach dem EuGH-U
„Protect“ auseinanderzusetzen (19. 2. 2018, Ra 2015/07/0074).

Der GH – so viel vorweg – bejahte das Antragsrecht der NGO
unter Bezugnahme auf Art 9 Abs 3 AarhK. Begründend führte er
aus, dass auch das Unterlassen gebotener Handlungen vor dem
Hintergrund des Art 9 Abs 3 AarhK einer Geltendmachung zu-
gänglich sein muss. Da in der Judikatur des EuGH der letzten
Jahre eine weitgehende Gleichstellung der NGO mit den Nach-
barn vorgenommen wurde, wird man für NGOs iSd § 19 Abs 7
UVP-G , also wenn sie sich für den Umweltschutz einsetzen und
deren Tätigkeit sich inhaltlich und räumlich auf den Schutz des
Allgemeininteresses iSd Judikatur des EuGH (hier auf die Redu-
zierung der Luftverschmutzung) bezieht, ebenfalls Parteistellung
annehmen müssen. Daher sieht der GH keine Rechtfertigung für
die Versagung des unionsrechtlich gebotenen Anspruchs, viel-
mehr sind die österr Beh und Gerichte gefordert, für effektiven
gerichtlichen Rechtsschutz zu sorgen.4)
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1) Umweltrechtsblog v 21. 2. 2018 (Sander).
2) Umweltrechtsblog v 7. 3. 2018 (Sander).
3) Umweltrechtsblog v 28. 2. 2018 (Sander); s auch die Besprechung dieser E von D.

Ecker in der nächsten Ausgabe der RdU 3/2018.
4) Umweltrechtsblog vom 13. 3. 2018 (Reichel) und v 16. 3. 2018 (Altenburger). IdZ

darf auf den zitierten Blog-Beitrag von Altenburger verwiesen werden, der sich
ausgehend von dem besprochenen VwGH-Judikat ausführlich mit den Konse-
quenzen dieser immer weiter gehenden Ausweitung der auf Basis der AarhK zu-
stehenden Rechte auch auf NGOs, den damit einhergehenden Befürchtungen und
der Bedeutung für bereits rechtskräftige Bescheide beschäftigt.


